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10 Jahre Gewaltschutzgesetz – Eine Zwischenbilanz 

 

Im Rahmen der Fachtagung „Betrifft: Häusliche Gewalt“ gilt es, eine Zwischenbilanz zu 

„10 Jahren Gewaltschutzgesetz“1 zu ziehen – also zu der gesetzlichen Regelung, die zu 

Recht als „Meilenstein“ in der Bewertung der häuslichen Gewalt und im Umgang mit 

ihren Opfern gilt. Obwohl es hier natürlich schon vorher viele positive Entwicklungen  

und wirkungsvolle Maßnahmen gab, das GewSchG kam ja nicht aus dem Nichts. 

 

Aber diese Regelung bestätigte und bekräftigte den Wechsel der Perspektive vom 

 Bedürfnis der Opfer nach Schutz und Unterstützung zum 

 Recht der Opfer auf Schutz und Unterstützung. 

Häusliche Gewalt gilt nicht mehr nur als moralisch verwerflich und ggf. als 

Privatangelegenheit, sondern sie wird als eine Rechtsverletzung  behandelt (Helfferich 

u.a. 2012, 9).  

 

Nun bekämpft ein Gesetz selbst nicht die Gewalt, sondern kann immer nur ein „Angebot“ 

sein, das erst mit Leben erfüllt werden muss. Jede gesetzliche Regelung, auch eine 

„Meilenstein-Regelung“, kann nur so gut sein, wie es gelingt, sie auch tatsächlich 

umzusetzen: 

 Durch die von häuslicher Gewalt Betroffenen, die diese Gewalterfahrung nicht 

mehr länger als „privates Problem“ ansehen dürfen, an dem sie womöglich selbst 

„schuld“ sind und das sie aus Scham oder Angst verschweigen – statt ihre Rechte 

wahrzunehmen, die Straftat anzuzeigen und Hilfsangebote zu nutzen (Stichwort: 

„ambivalentes Opferverhalten“).  

                                                        
1 Das „Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen 
(Gewaltschutzgesetz  GewSchG)“  trat zum 1. Januar 2002 in Kraft. 



 2 

 Durch die für Maßnahmen und Unterstützung zuständigen Behörden und 

Hilfeeinrichtungen, deren Reaktion auf diese Gewalt und die von ihr Betroffenen 

so wichtig ist wie ihre Fähigkeit zu Kooperation und Vernetzung.2 

 

In diesem Beitrag soll zum GewSchG eine Zwischenbilanz gezogen werden, also keine 

Bilanz, keine abschließende (Be-)Wertung; dafür ist das Thema „Häusliche Gewalt“ noch 

zu sehr in Bewegung, gibt es noch zu viele „offene Baustellen“. Deshalb stehen diese 

Ausführungen unter dem Motto 

„Was ist erreicht, was ist noch zu tun“ 

 Welche positiven Wirkungen sind zu verzeichnen? 

 Wo besteht noch Handlungsbedarf? 

Allerdings wird selbst diese Zwischenbilanz nicht einfach werden. Denn: Zu den 

Wirkungen des GewSchG ist die Datenlage alles andere als transparent, um es vorsichtig 

auszudrücken. Das gilt v.a. für das Vorliegen - bzw. Nicht-Vorliegen – jüngerer 

Erkenntnisse. 

 

Doch zunächst eine Begriffsbestimmung dessen, wovor das GewSchG und die mit seiner 

Umsetzung befassten Behörden und Hilfeeinrichtungen schützen wollen: Was ist 

häusliche Gewalt, welches Ausmaß und welche Erscheinungsformen hat sie? 

 

Definition, Ausmaß und Erscheinungsformen häuslicher Gewalt 

 

Häusliche Gewalt ist ein Teilbereich  der Gewalt im sozialen Nahraum. Sie wird als 

Partnergewalt verstanden, als psychische und physische (einschließlich sexueller) 

Gewalt innerhalb von ehelichen und nichtehelichen Lebensgemeinschaften, auch wenn 

sie sich nach einer Trennung ereignet, aber noch in direktem Bezug zur früheren 

Lebensgemeinschaft steht. Kennzeichnend für diese Gewalt ist, dass sie primär auf 

Kontrolle und Dominanz abzielt – und nicht in erster Linie Mittel der Konfliktlösung ist. 

In den meisten Fällen Häuslicher Gewalt sind die Täter Männer und die Opfer Frauen.3 

 

                                                        
2 In diesem Sinne vorbildlich ist der niedersächsische Landesaktionsplan – doch dessen 
Wertung ist nicht Gegenstand dieses Beitrages. 
3 Definition gem. der Erfassung Häuslicher Gewalt im Informationssystem der 
Bayerischen Polizei. 
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Obwohl Gewalt im sozialen Nahraum und insbesondere die häusliche Gewalt seit Ende 

der 1960er/Anfang der 1970er Jahre durch die Frauenbewegung in ihrer Bedeutung 

und ihren Folgen beschrieben sowie machtkritisch hinterfragt worden sind und seit den 

1980er Jahren in Deutschland wie in vielen anderen europäischen Ländern Gesetze, 

Aktionspläne und politische Maßnahmenkataloge zur Bekämpfung dieser Gewalt erstellt 

worden sind, ist der Stand des gesicherten empirischen Wissens zu Ausmaß und 

Erscheinungsformen der häuslichen Gewalt defizitär und unbefriedigend. Das gilt für 

das Hellfeld wie für das Dunkelfeld dieser Gewalt. 

 

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) für die Bundesrepublik Deutschland werden 

zwar Formen körperlicher und sexueller Gewalt differenziert nach weiblichen und 

männlichen Opfern erfasst, aber nicht, ob sich diese Straftaten im sozialen Nahbereich 

ereignet haben. Auch die Kategorie der Opfer-TV-Beziehung „Verwandtschaft“4 ist nicht 

wirklich aussagekräftig.  

 

Allerdings kann wegen des großen Dunkelfeldes bzw. der geringen Anzeigebereitschaft 

im Bereich der Gewalt in engen sozialen Beziehungen das Ausmaß dieser Gewalt auf der 

Basis der polizeilich registrierten Straftaten ohnehin nicht angemessen eingeschätzt 

werden (ein Problem, das nicht nur für diesen Bereich der Kriminalität besteht). 

 

Dennoch ist es begrüßenswert, dass für die PKS Bund eine Erfassung Häuslicher Gewalt 

vorgesehen ist, die für Straftaten, die typischerweise im Kontext Häuslicher Gewalt 

vorkommen, Aussagen zu aktuellen und/oder früheren Beziehungspartnern ermöglicht, 

differenziert nach Kriterien der räumlich-sozialen Nähe (Helfferich u.a. 2012, 110).5  Ob 

diese Erfassung aber tatsächlich, wie beabsichtigt, ab 2012/2013 möglich sein wird, darf 

beim derzeitigen Stand der Angelegenheit bezweifelt werden. 

 

Deshalb sind zur Zeit – und wohl noch für einige Zeit – Aussagen zum Hellfeld der 

häuslichen Gewalt nur auf der Ebene der Länder möglich,  die entsprechende Daten 

                                                        
4 Das sind  alle Angehörigen gem. § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB, einschließlich Verschwägerte, 
Verlobte, Geschiedene, Pflegeeltern und –kinder;  einschließlich Partner nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften (Definition gem. PKS Bund). 
5 Es wird also für Häusliche Gewalt kein neuer, eigener Deliktsschlüssel eingeführt, 
sondern die bestehenden Kataloge für die Erfassung der Opfer-TV-Beziehung bzw. der 
Tatörtlichkeit werden entsprechend erweitert. 
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entweder aus ihrer PKS oder aus den jeweiligen polizeilichen Informationssysteme 

heraus generieren. Auf der Basis der Daten aus Bayern, Berlin und Hessen -  die in ihren 

Strukturen übrigens erstaunlich ähnlich sind – lässt sich für die polizeilich registrierte 

häusliche Gewalt feststellen: 

 2011 wurden 17.927 (BY), 16.108 (BE) bzw. 7.562 (HE) Fälle häuslicher Gewalt 

erfasst etwa gleich viel wie in den Vorjahren. 

 Bei häuslicher Gewalt handelt es sich ganz überwiegend – etwa drei Viertel aller 

Fälle – um Körperverletzungen, zumeist um vorsätzliche leichte 

Körperverletzungen.  

 Für vollendete und versuchte Tötungsdelikte in Zusammenhang mit häuslicher 

Gewalt wurden 2011 in Bayern 69 Fälle, in Berlin 12 Fälle und in Hessen 33 Fälle 

registriert. 

 Die Tatverdächtigen sind zu etwa 80% männlich, die Opfer zu etwa 80% 

weiblich. 

 Etwa ein Drittel der Tatverdächtigen hat keine deutsche Staatsangehörigkeit. 

 Bei der Opfer-Tatverdächtigen-Beziehung dominiert 

„Ehepartner/Lebensgefährte“, gefolgt von „getrennt/frühere Lebensbeziehung“. 

 

Interessant sind auch die Befunde zu Stalking in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt: 

Seit dem 31.3.2007 ist der § 238 StGB „Nachstellung“ in Kraft, der die verschiedenen 

Verhaltensweisen von Stalking unter Strafe stellt. Es zeigt sich, dass Stalking sehr häufig 

in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt auftritt, vornehmlich begangen durch Ex-

Partner. „Fremd-Stalking“ kommt dagegen deutlich seltener vor. 2011 wurden in der 

PKS  Bayern 1.760 Stalking-Fälle registriert; zwei Drittel (1.113 Fälle) davon in 

Zusammenhang mit häuslicher Gewalt. 

 

Befunde zum Dunkelfeld der häuslichen Gewalt 

 

Um das Dunkelfeld der häuslichen Gewalt  zu erfassen, wurde für Deutschland erstmals 

– und in dieser umfassenden Art und Weise auch bislang zum einzigen Mal – zwischen 

2002 und 2004 im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend (BMFSFJ) eine große repräsentative Studie zu Gewalt gegen Frauen 

durchgeführt: „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ 

(BMFSFJ 2004). Gefragt wurden 10.000 Frauen im Alter von 16 bis 85 Jahren, ob sie 
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jemals in ihrem Leben körperliche und/oder sexuelle Gewalt durch Beziehungspartner 

erfahren haben.  Eine Sonderauswertung der Befunde – also keine neu erhobenen Daten 

- „Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen“ wurde 2009 veröffentlicht (BMFSFJ 2009). 

 

Der Befragung zufolge hatten rund 25% der Frauen im Alter von 16 bis 85 Jahren 

körperliche und/oder sexuelle Gewalt durch Beziehungspartner ein- oder mehrmals 

erlebt. „Körperliche Gewalt“ umfasste dabei ein breites Spektrum sehr unterschiedlich 

schwer wiegender Handlungen – vom „Wegschubsen“ bis hin zu massiven, 

lebensbedrohlichen Misshandlungen. Bei „sexueller Gewalt“ wurde dagegen nur nach 

erzwungenen sexuellen Handlungen gefragt. Zwei Drittel der von Beziehungsgewalt 

betroffenen Frauen hatten schwere/sehr schwere körperliche Gewalt und/oder sexuelle 

Gewalt erlitten.   

 

In der Sonderauswertung „Gewalt in Paarbeziehungen“ wurden die Fälle der rund 2.100 

Frauen erneut analysiert, die mindestens einmal einen körperlichen oder sexuellen 

Übergriff durch einen männlichen Partner erlebt hatten. Mehr als ein Drittel der Frauen 

wurde dabei schwer bis lebensbedrohlich misshandelt. Als wichtigste Risikofaktoren für 

diese Gewalt werden benannt: Trennung, Trennungsabsicht, Gewalterfahrungen in der 

Kindheit, erhöhter Alkoholkonsum  des Täters. 

 

Zur sozialen Situation der Opfer stellt die Sonderauswertung fest: Während jüngere 

Frauen häufiger und schwerer misshandelt werden, wenn beide Partner in einer 

schwierigen sozialen Lage sind, werden über 45-jährige Frauen eher betroffen, wenn sie 

mittleren und hohen Bildungs- und Sozialschichten angehören. Fazit der Studie: 

Häusliche Gewalt ist kein Problem am Rande unserer Gesellschaft, kein Problem sozialer 

Brennpunkte, sondern findet in allen Gesellschaftsschichten statt. 

 

Handlungs- und Hilfebedarfe 

 

Ein weiteres – und im Zusammenhang mit dieser Fachtagung besonders interessantes – 

Ziel der Studie war die Ermittlung der konkreten Handlungs- und Hilfebedarfe der 

befragten Frauen, war die Erhebung von Befunden zur Inanspruchnahme von Hilfe, 

institutioneller Unterstützung und Intervention durch gewaltbetroffene Frauen. 
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Die Befunde: 

 Viele Frauen sprechen mit niemandem über das Erlebte, geschweige denn, dass 

sie Anzeige erstatten. 

 Wenn sie überhaupt über das ihnen Widerfahrene sprechen, dann vor allem mit 

ihrem unmittelbaren sozialen Umfeld. 

 Sehr viel seltener wenden sie sich an Personen und Institutionen aus dem 

professionellen Hilfesystem: Noch am häufigsten an Ärztinnen und Ärzte, dann an 

psychosoziale Hilfen wie Frauenhäuser, Frauennotrufe, Frauenberatungsstellen 

und etwa gleich häufig an die 

 Polizei: Etwa jede vierte Frau, die körperliche Gewalt mit Verletzungsfolgen 

erlebt hat, erstattet Anzeige. In Fälle sexueller Gewalt ist die Anzeigebereitschaft 

deutlich geringer. Hier ist auch die Zufriedenheit mit der polizeilichen Reaktion 

nach wie vor niedrig, während sie bei der körperlichen Gewalt besser ist als noch 

vor einigen Jahren. Die im Bereich der Polizei zum Thema „Gewalt gegen Frauen“ 

durchgeführten Schulungs- und Ausbildungsmaßnahmen sowie die 

entsprechenden Richtlinien und Erlasse hätten sich offensichtlich positiv 

ausgewirkt. 

 Nach wie vor groß ist die Unzufriedenheit der von Gewalt betroffenen Frauen mit 

der gerichtlichen Intervention. 

 

Soweit zu den Befunden zur Betroffenheit durch Häusliche Gewalt sowie zur 

Inanspruchnahme von Hilfe, institutioneller Unterstützung und Intervention  in den  

Jahren 2002 bis 2004. Ob sich an diesen Befunden durch das GewSchG etwas geändert – 

verbessert – hat, kann nicht beurteilt werden, da dazu keine Daten einer vergleichbaren 

Untersuchung vorliegen. 

 

Hinweise sind allerdings den Ergebnissen einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung 

zu entnehmen, die in Zusammenhang mit dem später noch ausführlicher ausgewerteten, 

ebenfalls im Auftrag des BMFSFJ erstellten, 2012 veröffentlichen Gutachten 

„Bestandsaufnahme zur Situation der Frauenhäuser, der Fachberatungsstellen und 

anderer Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder“ 

(Helfferich/Kavemann/Rixen 2012) durchgeführt worden ist. 
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Innerhalb einer bevölkerungsrepräsentativen Befragung zu mehreren Themen (sog. 

CAPI-Omnibus-Befragung) wurden auch acht Fragen zur Kenntnis und zur Nutzung von 

Beratung und zu Erfahrungen mit Gewalt („Beratungsrelevante Gewalterfahrung“) 

gestellt. Befragt wurden im August/September 2011 1.138 Frauen im Alter von 18 bis 

85 Jahren (Helfferich u.a. 2012, 188): 

 79,6% der befragten Frauen hatten keine beratungsrelevante Gewalterfahrung 

und hatten deshalb auch noch nie eine entsprechende Einrichtung aufgesucht. 

 9,1% hatten zwar solche Erfahrungen, aber keine Einrichtung aufgesucht. 

 4,7% hatten Gewalterfahrungen und eine Einrichtung aufgesucht. 

 6,5% machten keine Angaben. 

Wenn die Frauen Gewalterfahrungen hatten, dann hatten sie diese Gewalt primär durch 

ihre (Ex-)Partner erlitten. 

Auf die Frage, welche Stellen sie anderen Frauen empfehlen würden,  

 konnten nur etwa 3% der Frauen keine Stellen nennen, an die man sich wenden 

könnte – der Bekanntheitsgrad der Hilfeangebote kann also als gut gelten; 

 lag die Polizei mit Abstand an erster Stelle in der Rangreihe der Empfehlungen: 

63,4% empfehlen sie nach Misshandlungen, 74,1% nach sexuellen Gewalt. Für 

Arzt/Ärztin liegen die entsprechenden Werte bei 35,9% bzw. 44,7%, für das 

Frauenhaus bei 34,8% und 19,3%, für Familien-/Frauenberatungsstellen bei 

34,6% und 27,1% (2012, 190, Tab. 13). 

Fazit der Studie: Trotz einer allgemeinen Informiertheit gibt es immer noch 

Zugangshürden, insbesondere zu psychosozialer Beratung. 

 

Das sind erste Erkenntnisse zur Entwicklung von Gewaltbetroffenheit sowie zur 

Kenntnis und Nutzung(sbereitschaft) von Hilfeeinrichtungen, die aber nicht ausreichen, 

um eine Zwischenbilanz zu den Wirkungen des GewSchG zu ziehen 

Wohl aber kann damit gemäß dem Motto „Was ist erreicht, was ist zu tun“ ein erster 

Bedarf angemeldet werden: Erforderlich sind empirische Studien zum Thema 

„Häusliche Gewalt“ wie auch entsprechende Datenerhebungen bei den Hilfe- und 

Beratungseinrichtungen, insbesondere auch hinsichtlich deren Kooperation und 

Vernetzung. 
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Erkenntnisse zu den Hilfe- und Beratungseinrichtungen 

 

Die für die Maßnahmen und Hilfeangebote nach dem GewSchG zuständigen Behörden 

und Hilfeeinrichtungen sind der andere Bereich, der das GewSchG „mit Leben füllen“, es 

annehmen und umsetzen muss. 

 

Bereits zehn Monate nach dem Inkrafttreten des GewSchG führte das Staatsinstitut für 

Familienforschung an der Universität Bamberg im Auftrag des Bundesministeriums der 

Justiz (BMJ) die Begleitforschung „Rechtstatsächliche Untersuchung zum 

Gewaltschutzgesetz“ durch (Rupp 2005). Zu diesem frühen Zeitpunkt – und den deshalb 

noch begrenzten Erfahrungen mit der Umsetzung des GewSchG – wurde festgestellt: 

 Das GewSchG sei gut, es „hapere“ aber an der Umsetzung. 

 Stalking bedürfe eigener Regelungen. 

 Beratung und Polizei nähmen sich der Thematik an. 

 Kooperation und Vernetzung seien von hoher Bedeutung, aber vor allem mit den 

juristischen Professionen und dem Jugendamt noch „ausbaufähig“. 

 

Seither ist das GewSchG und seine Umsetzung auf Bundesebene nicht wieder evaluiert 

worden, so dass auch für diesen Bereich der Umsetzung und Anwendung des Gesetzes, 

insbesondere hinsichtlich der Vernetzung und Kooperation der beteiligten Institutionen, 

keine eigentliche Zwischenbilanz gezogen werden kann. 

 

Wieder ist der Landesaktionsplan Niedersachsen hier vorbildlich: Hat er doch eine 

umfassende Evaluation und Bestandsaufnahme der aktuellen Entwicklungen in Auftrag 

gegeben, die durch den Landesaktionsplan auf institutioneller Ebene angestoßen 

wurden, insbesondere zu den Kooperationsstrukturen zwischen den Adressaten des 

Landesaktionsplanes. Doch dazu etwas zu sagen ist nicht die Aufgabe dieses Beitrages. 

 

Im Folgenden können deshalb nur die Unterstützungsangebote dargestellt werden, ohne 

viel über deren Kooperation und Vernetzung sagen zu können. Quelle dafür ist das 

schon erwähnte, sehr fundierte und materialreiche Gutachten zur „Bestandsaufnahme 

und Situation der Frauenhäuser“ (Helfferich u.a. 2012).  

Zum Jahreswechsel 2011/2012 gab es in Deutschland 
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 353 Frauenhäuser und mindestens 41 Schutz- bzw. Zufluchtswohnungen mit 

6000 Plätzen für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder. Etwa 15- bis 17.000 

Frauen mit ihren Kindern, also 30- bis 34.000 Personen, finden hier pro Jahr 

Schutz und Unterstützung. 

 310 Fachberatungsstellen zu Gewalt gegen Frauen allgemein. 

 183 Fachberatungsstellen für von sexueller Gewalt betroffener Frauen. 

 67 Fachberatungsstellen für Frauen, die in ihrer Kindheit sexuell missbraucht 

worden sind. 

 40 Fachberatungsstellen, die auf Opfer von Menschenhandel spezialisiert sind. 

 12 Fachberatungsstellen für Mädchen und Frauen, die von Zwangsverheiratung 

bedroht sind und schließlich 

 

 130 Interventionsstellen,  

die pro-aktive Beratung nach einer polizeilichen Intervention wegen häuslicher Gewalt 

anbieten (in Niedersachsen als Beratungs- und Interventionsstellen – BISS - bezeichnet).  

Diese pro-aktive und aufsuchende Beratung wurde im Unterstützungsbereich als 

Antwort auf die Entwicklung im Bereich der staatlichen – polizeilichen – Intervention 

und des rechtlichen Schutzes konzipiert und umgesetzt. 

Die Interventionsstellen können somit als ein Ergebnis des GewSchG gelten und sollen 

deshalb etwas ausführlicher beschrieben werden als die anderen, schon länger 

bestehenden Unterstützungsangebote. 

Die Interventionsstellen beraten pro-aktiv nach einem Polizeieinsatz wegen häuslicher 

Gewalt. Sie sollen innerhalb von 24 Stunden mit den Betroffenen  Kontakt aufnehmen 

und ihnen Information und Unterstützung anbieten. Ihr Aufbau erfolgte in den Ländetn 

unterschiedlich, z.T. nach einem Gesamtkonzept (etwa in Niedersachsen), z.T. eher 

weniger geplant. 

„Neben der fallbezogenen Beratung und Begleitung beteiligen sich die 

Interventionsstellen intensiv an der lokalen bzw. regionalen Vernetzung und sind aktiv 

in der Öffentlichkeits- und Fortbildungsarbeit. Aus einigen Ländern wird berichtet, dass 

die Kooperation mit dem Jugendamt an Bedeutung gewonnen bzw. sich teilweise 

deutlich verbessert hat ... Das Konzept eines pro-aktiven Informations- und 

Beratungsangebots nach polizeilicher Intervention hat sich in der Praxis bewährt, wie 

die Evaluationen zeigen, existiert aber nicht flächendeckend und nicht in gleicher 

Vorgehensweise wegen unterschiedlicher Datenschutzbestimmungen der 
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Bundesländer. Eine systematische Dokumentation der Nutzung der Interventionsstellen 

und der Vermittlungspraxis der Polizei fehlt. Sie würde die Gelegenheit eines Monitoring 

des intendierten Zusammenwirkens von polizeirechtlicher Intervention und Beratung 

im Gewaltschutz bieten“ (Helfferich u.a. 2012, 86). 

 

Zu nennen sind schließlich noch die Befunde zur Erledigungspraxis der 

Familiengerichte (seit 2009 sind die Familiengerichte für alle Gewaltschutzsachen  

zuständig): 2010 waren 42.199 Verfahren nach dem GewSchG anhängig, überwiegend 

nach § 1 – Schutz vor Gewalt und Nachstellung -, seltener nach § 2 – 

Wohnungsüberlassung. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern: 

Bezogen auf 10.000 Einwohner gab es beispielsweise in Sachsen-Anhalt 2,7 Verfahren, 

in Bremen dagegen 11,2. 

Die PKS Bund weist übrigens für 2010 6.849 Fälle von Verstößen gegen das GewSchG 

aus; ganz überwiegend – zu 95% - wurden diese von Männern begangen. 

 

Das Gutachten (Helfferich u.a. 2012, 324 ff) kommt zu dieser Insgesamt-Bewertung 

des GewSchG:  

Es seien beachtliche Erfolge bei der Unterstützung gewaltbetroffener Frauen erzielt 

worden, aber es bleibe noch viel zu tun. Das gelte insbesondere  für den Ausbau von 

Koordination, Vernetzung und der Öffentlichkeitsarbeit: Es geht nur gemeinsam! 

 

Zur Umsetzung des GewSchG durch die Polizei 

 

Ein wichtiger Kooperationspartner der Unterstützungseinrichtungen und – wie oben 

ausgeführt – erster Ansprechpartner für die von Gewalt betroffenen Frauen, ist die 

Polizei. So das Gutachten, so aber auch der Landesaktionsplan Niedersachsen, für den 

der Polizei in Fällen häuslicher Gewalt „eine entscheidende Rolle“ zukommt 

(Landesaktionsplan 2010, 6). 

 

Deshalb, aber auch, weil wohl bei keiner anderen der an der Umsetzung des GewSchG 

beteiligten Einrichtungen so deutlich wird, wie relevant diese gesetzliche Grundlage für 

die  daran ansetzende Vorgehensweise war und ist, noch einige Anmerkungen zur 

polizeilichen Praxis vor und seit dem GewSchG. Dazu zunächst drei Zitate aus einem 

„Vierteljahrhundert Bekämpfung häuslicher Gewalt“: 
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1987 

„Derzeit können aktuell bedrohte und misshandelte (Ehe-)Frauen nicht auf die Hilfe und 

Unterstützung durch die Polizei – und auch nicht auf die Hilfe durch andere formelle 

Instanzen rechnen -, die sie erwarten – und die gegeben werden müsste: Die 

‚Unbeliebtheit’ polizeilicher Einsätze bei Familienstreitigkeiten steht in deutlichem 

Widerspruch zu ihrer Häufigkeit und zu ihrer Bedeutung“ (Steffen/Czogalla 1987, 158). 

2002 

„Aufgabe der Bayerischen Polizei ist es, weitere Gewalttaten zu verhindern.  Sie wird 

künftig gewalttätige Täter aus der Wohnung verweisen ... Wir setzen mit unserer 

Tätigkeit ein deutliches Zeichen, denn häusliche Gewalt ist gerade kein Kavaliersdelikt, 

sondern strafbares Unrecht“ (Broschüre des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 

„Häusliche Gewalt – Informationen über das polizeiliche Einschreiten“). 

2010 

„Wir setzen ein deutliches Zeichen, denn Fälle von häuslicher Gewalt sind keine 

Privatangelegenheit, sondern Straftaten, die konsequent verfolgt werden. Die 

Bayerische Polizei leistet hier einen wesentlichen Beitrag zur Gewaltprävention“ 

(Broschüre des Bayerischen Staatsministeriums des Innern „Häusliche Gewalt. Die 

Polizei informiert“). 

 

Obwohl es im GewSchG nur um eine Veränderung der  zivilrechtlichen 

Anspruchsgrundlagen geht, hatte der Erlass des Gesetzes deutliche Konsequenzen für 

das Einschreiten der Polizei. Zwar war die Polizei auch vorher nicht untätig, wenn es 

darum ging, Gewalt im sozialen Nahraum zu verhindern.6 Aber für eine Instanz wie die 

Polizei, für deren Berufsbild das konkrete, „handfeste“ Handeln mit sichtbaren 

Konsequenzen zentral wichtig ist, haben gesetzliche Regelungen und entsprechende 

Erlasse eine nicht zu unterschätzende Bedeutung: „Gesetze bestimmen die Taktik“ 

(Steffen 2005). 

 

Im Fall des GewSchG hat das in den Ländern – je nach Polizeigesetz – dazu geführt, dass 

die polizeilichen Eingriffsbefugnisse entweder erweitert, oder verstärkt umgesetzt 

wurden. In praktisch allen Ländern gibt es inzwischen Handreichungen, Richtlinien oder 

                                                        
6 So  wurden etwa in Bayern schon 1987 bei allen Polizeipräsidien die „Beauftragten der 
Polizei für Frauen und Kinder – BPFK“ eingerichtet mit den Aufgabenbereichen 
Sexualstraftaten und Gewalt gegen Frauen und Kinder im sozialen Nahraum. 
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Rahmenvorgaben zur polizeilichen Bekämpfung der häuslichen Gewalt (siehe dazu auch 

Helfferich u.a. 2012, 109 ff). 

Von den polizeilichen Maßnahmen 

 Platzverweis 

 Wegweisung 

 Kontaktverbot 

 Ingewahrsamnahme, aber auch der 

 Gefährderansprache 

wird verstärkt Gebrauch gemacht – und das durchaus zur Zufriedenheit der Polizei.  

 

Außerdem wird auf die Beweisermittlung und die Dokumentation des polizeilichen 

Einsatzes besser geachtet. Das auch, um – nicht zuletzt wegen eines häufig ambivalenten 

Opferverhaltens - bei der Justiz Erfolg zu haben. Mit diesem Erfolg ist die Polizei 

allerdings nicht immer zufrieden – aber diese Unzufriedenheit ist nichts Neues und 

bezieht sich keineswegs nur auf die justizielle Erledigung der Ermittlungsverfahren 

wegen häuslicher Gewalt. 

 

Festzuhalten ist, dass die mit dem Erlass des GewSchG verbundene konsequentere 

Umsetzung bzw. Erweiterung der polizeilichen Eingriffsbefugnisse bei Einsätzen wegen 

häuslicher Gewalt  

 zu deutlichen Veränderungen der polizeilichen Praxis geführt hat und 

 zu mehr Kontakt zwischen Polizei und Unterstützungseinrichtungen wie den 

Interventionsstellen oder Frauenhäusern und Fachberatungsstellen. 

 

Es wäre wünschenswert, wenn diese polizeiliche Praxis und ihre (Aus-)Wirkungen einer 

Evaluation unterzogen würden – womit wieder ein Bedarf benannt und angemeldet ist!  

 

Die Zeit lässt es nicht zu, auf alle Handlungsbedarfe einzugehen, etwa 

 auf die Herausforderung, auf die häusliche Gewalt in Familien mit 

Migrationshintergrund angemessen zu reagieren oder 

 auf die Aufgabe der Unterstützung der Kinder, die Opfer und Zeugen häuslicher 

Gewalt geworden sind oder 

 auf die Bedeutung der Täterarbeit – 
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Herausforderungen, die in der Fortschreibung des Landesaktionsplanes II 

Niedersachsen explizit benannt werden 

 

Auf zwei Handlungsbedarfe soll aber noch etwas näher eingegangen werden: 

 Auf den Handlungsbedarf, der sich daraus ergibt, dass die Opfer häuslicher 

Gewalt zwar ganz überwiegend, aber eben nicht immer, Frauen sind, sondern 

auch Männer. 

 Auf den Handlungsbedarf, der sich aus Entwicklungen auf europäischer Ebene 

ergeben könnte. 

 

Männer als Opfer, Frauen als Täterinnen häuslicher Gewalt  

 

Den polizeilichen Daten zufolge muss im Hellfeld der häuslichen Gewalt von etwa einem 

Fünftel männlicher Opfer bzw. einem Fünftel weiblicher Täterinnen ausgegangen 

werden. Zu der Verteilung im Dunkelfeld gibt es so gut wie keine Daten.  

 

Die Pilotstudie „Gewalt gegen Männer“ (BMSFFJ 2004c) hatte das Hauptziel, einen 

Forschungszugang zu gewaltbetroffenen Männern zu finden, um Erfolg versprechende 

Ansätze für weitere Studien benennen zu können sowie – vielleicht – erste Hinweise auf 

das Ausmaß dieser Gewalt und relevante Gewaltbereiche zu finden. 

 

Aus dem Hellfeld der PKS ist bekannt, dass – mit Ausnahme der sexuellen Gewalt – die 

Opfer der anderen Gewaltdelikte ganz überwiegend männlich sind. Und ganz 

überwiegend männlich sind auch die Täter dieser wie der sexuellen Gewalt. 

 

Diese körperlichen Gewaltakte, die sich ganz überwiegend im öffentliche Raum 

zwischen Männern ereignen, werden von den daran Beteiligten oft als ganz normale 

Auseinandersetzungen – und nicht als Gewalt – wahrgenommen (Lenz 2006, 107). 

 

Daneben gibt es jedoch einen tabuisierten Bereich, Gewaltübergriffe, die schambesetzt 

sind und als „unmännlich“ gelten: „Entweder gilt jemand als Opfer oder er ist ein Mann“ 

(Lenz 2006, 113). Dazu zählt insbesondere die sexualisierte Gewalt. Die bestürzenden 

Erkenntnisse und Berichte über die – überwiegend Jungen – widerfahrene Gewalt in 

Institutionen haben das in jüngster Zeit mehr als deutlich gemacht. 
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Auch die Erfahrung häuslicher Gewalt dürfte zum tabuisierten, unmännlichen Bereich 

der Gewalterfahrungen gehören. Ist es schon „unmännlich“, überhaupt ein Opfer von 

Gewalt zu sein, dann ist es noch viel „unmännlicher“, wenn Mann Opfer von 

Gewalthandlungen seiner Partnerin wird. 

 

Wenn in der Pilotstudie über Gewalt durch die Partnerin berichtet wird, dann handelt es 

sich dabei vor allem um psychische Übergriffe und um Maßnahmen der sozialen 

Kontrolle, seltener um leichtere körperliche Attacken („Ohrfeigen“) und noch seltener 

um systematische, länger dauernde, schwerere Misshandlungen (Lenz 2006, 109). 

 

Häusliche Gewalt gegen Männer kommt vor, allerdings ist wohl nicht von einer 

Gleichbetroffenheit beider Geschlechter durch Gewalt in heterosexuellen 

Paarbeziehungen auszugehen, wenn 

 die Muster, 

 Schweregrade und die 

 kontextuellen Bedeutungen 

dieser Gewalt berücksichtigt werden (Schröttle 2010). 

 

Gewalt durch weibliche Täterinnen scheint eher ein Mittel der (wenn auch dafür wenig 

geeigneten) Konfliktlösung zu sein und weniger eines der Machtausübung, 

Einschüchterung und Erniedrigung. Auch scheint es sich dabei eher um einmalige, 

seltene  Gewaltakte zu handeln als um systematische, chronifizierte, schwere Gewalt 

(Schröttle 2010). 

 

Dennoch sollten – wieder ein Handlungsbedarf – die geschlechterpolarisierenden 

Sichtweisen auf den Zusammenhang zwischen Geschlecht und Gewalt – Männer sind 

Täter, Frauen sind Opfer – überwunden werden:  

 Sie entsprechen nicht der empirischen Realität, 

 befördern Geschlechterklischees, die es zu überwinden gilt, weil sie Frauen und 

Männer einseitig auf Opfer- und Täter-Positionen festschreiben, 

 bewirken, dass es in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt kaum spezifische 

Hilfsangebote für männliche Opfer gibt (Schröttle 2010). 
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Das GewSchG formuliert „geschlechtsneutral“ – „hat eine Person ...“ -; die möglichen 

gerichtlichen Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellung gelten für Männer 

wie Frauen gleichermaßen. 

 

Der Aktionsplan des Landes Niedersachsen zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen 

im häuslichen Bereich „fokussiert (dagegen) die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“, 

da die Opfer häuslicher Gewalt überwiegend Frauen, die Täter dagegen überwiegend 

Männer sind. Es folgt der ausdrückliche Hinweis: „Dabei bleibt festzuhalten, dass auch 

Männer Opfer von Beziehungsgewalt werden und Frauen als Täterinnen in Erscheinung 

treten“ (Landesaktionsplan 2010, 7; Fn 1). 

 

Ohne Frage war diese Fokussierung wichtig, um das Problem „häusliche Gewalt“ aus der 

Tabuzone zu holen, von einer „Privatsache“ zu einer öffentlichen Aufgabe zu machen, 

mit deren Wahrnehmung auch und vor allem die staatlichen Instanzen Polizei und Justiz 

beauftragt sind.   

 

Dieser Bedeutungs- und Einstellungswandel ist durch das GewSchG und seine 

Umsetzung inzwischen erreicht worden. Die Fokussierung könnte – und sollte – 

erweitert werden, ohne dabei die Aufgabe „Frauen als Opfer häuslicher Gewalt“ zu 

vernachlässigen. 

 

Entwicklungen auf europäischer Ebene 

 

Auch auf europäischer Ebene gilt häusliche Gewalt als eines des größten und 

gravierendsten Gewaltprobleme, dem sich verschiedene europäische Einrichtungen seit 

Jahren annehmen. 

 

Zuletzt hat der Europarat7 ein „Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt“ angenommen, das von Deutschland 

allerdings bislang nur unter Vorbehalt unterzeichnet worden ist. Es handelt sich bei 

diesem Übereinkommen um das erste international verbindliche Rechtsinstrument, mit 

                                                        
7 Der Europarat ist eine internationale Organisation mit 47 Mitgliedsstaaten, die sich seit 
ihrer Gründung 1949 auf der Grundlage der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) von 1950 vor allem für Standards im Menschenrechtsbereich einsetzt.  
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dem ein umfassender rechtlicher Rahmen mit dem Ziel geschaffen wird, Gewalt gegen 

Frauen und häusliche Gewalt zu verhüten, die Opfer zu schützen und die Täter zu 

verurteilen. 

 

Nach Einschätzung von Mitarbeitern des BMFSFJ und des BMJ erfüllt Deutschland 

„weitestgehend die durch das Übereinkommen gesetzten Standards“.8 Ob das zutrifft, 

kann ich bei einem Papier, das 53 Seiten und 81 Artikel umfasst, nicht beurteilen. Wenn 

Deutschland diesem Übereinkommen endgültig beitreten sollte, wird es schon 

interessant sein zu beobachten, wie die in Artikel 11 vorgesehene verbindliche 

Datensammlung und Forschung und vor allem die Forderungen nach einem 

Überwachungsmechanismus umgesetzt werden. 

 

Denn die Arbeit der in diesem Zusammenhang vorgesehenen Expertengruppe für die 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt (GREVIO)kann nur 

gelingen, wenn die jeweiligen nationalen Einrichtungen die notwendigen Informationen 

auch liefern – liefern können. Auch auf nationaler – deutscher – Ebene wäre dafür ein 

Controlling- und Monitoring-System erforderlich. Dieses System gibt es derzeit jedoch – 

leider - nicht. Womit wieder einmal ein  Bedarf angemeldet wäre. 

 

Zusammenfassung 

10 Jahre Gewaltschutzgesetz – Wie sieht die Zwischenbilanz aus? 

 

 Auch wenn die häusliche Gewalt seit Ende der 1960er Jahre durch die 

Frauenbewegung zum Thema gemacht worden ist, 

 gilt das GewSchG zu Recht als „Meilenstein“ in der Bewertung häuslicher Gewalt 

und im Umgang mit den von ihr Betroffenen. 

 Denn diese Regelung bestätigte und bekräftigte den Wechsel der Perspektive 

vom Bedürfnis der Opfer nach Schutz und Unterstützung zum Recht der Opfer auf 

Schutz und Unterstützung. 

 Die Bekämpfung häuslicher Gewalt als einer Rechtsverletzung wird ganz 

eindeutig zur öffentlichen, staatlichen Aufgabe. 

 Gefordert sind die Instanzen Polizei und Justiz und nicht mehr „nur“ 

                                                        
8 So in einem Vortrag in der Bund-Länder-AG Häusliche Gewalt am 9.11.2011. 



 17 

 die Unterstützungs- und Beratungsstellen. 

 Die Kooperation und Vernetzung dieser Behörden und Einrichtungen ist 

entscheidend bei der Umsetzung des GewSchG – es geht nur gemeinsam! 

 Ohne Zweifel sind beachtliche Erfolge erreicht worden – wie groß sie allerdings 

sind, in welchen Bereichen sie liegen und wo es noch „hapert“, ist nicht gerade 

einfach zu beurteilen. 

 Die Datenlage zu den Wirkungen des GewSchG ist alles andere als transparent! 

 Es besteht erheblicher Bedarf an empirischen Erkenntnissen zur Betroffenheit 

durch diese Gewalt, zur Kenntnis und zur Inanspruchnahme von Unterstützungs- 

und Hilfeeinrichtungen sowie zur  Arbeitsweise, zur Kooperation und Vernetzung 

dieser Einrichtungen. 

 Um die Daten zu erheben und zu analysieren mit dem Ziel, die Wirkungen von 

Maßnahmen zur Bekämpfung der häuslichen Gewalt künftig besser überprüfen 

zu können, sollte ein entsprechendes Kontroll- und Überwachungssystem 

entwickelt und eingesetzt werden. 

 Ein solches System muss erarbeitet werden, wenn Deutschland dem 

Übereinkommen des Europarates endgültig beitritt, denn in ihm ist ein solcher 

Überwachungsmechanismus für häusliche Gewalt vorgesehen. 
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